
rechnen“, faßte sie die Geschädigte heftig an die Schul­
ter. Die Geschädigte wehrte sich gegen diesen Über­
griff.
Die Konfliktkommission kam auf Grund dieser Fest­
stellungen zu der Auffassung, daß beide Kollegen an 
dem Zwischenfall schuld seien Die Brigademitglieder 
vertraten die Auffassung, daß es nicht Aufgabe der Ge­
schädigten sei, ständig ihre Arbeitskollegen zu ermah­
nen. Diese Auffassung wurde in der Beratung der Kon­
fliktkommission nicht widerlegt. Vielmehr wurde die 
Geschädigte als Zuträger hingestellt.
Gegen diese Entscheidung der Konfliktkommission legte 
die Geschädigte Einspruch ein. Mit dem Einspruch wird 
eine nicht richtige Verhandlungsführung und eine man­
gelhafte Auseinandersetzung wegen des Alkoholgenus­
ses während der Arbeitszeit gerügt.
Die Geschädigte trägt vor. es sei von der Konfliktkom­
mission nicht richtig, ihr einen Teil der Schuld an der 
Auseinandersetzung zuzusprechen. Im Ermittlungsver­
fahren sei eindeutig die Schuld der Beschuldigten fest­
gestellt worden.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst war zu prüfen, ob ein Einspruch gegen die 
Entscheidung einer Konfliktkommission durch die Ge­
schädigte gegeben ist.
Einspruch gegen den Beschluß der Konfliktkommission 
hat gem. Ziff. 62 der KK-Richtlinie der Werktätige in­
nerhalb von 14 Tagen einzulegen. Aus dem Wortlaut 
der Ziff. 62 und aus ihrem Zusammenhang mit anderen 
Bestimmungen der KK-Richtlinie geht eindeutig hervor, 
daß hier als „Werktätiger“ nur derjenige anzusehen ist, 
der sich wegen einer geringfügigen Gesetzesverletzung 
vor der Konfliktkommission zu verantworten hat.
Gegen den Beschluß der Konfliktkommission steht 
demnach dem Geschädigten, wenn er mit der ausge­
sprochenen Erziehungsmaßnahme nicht einverstanden 
ist. kein Einspruchsrecht zu. Das ist im Prinzip auch 
nicht erforderlich. Die Konfliktkommission eines Be­
triebes ist auf Grund ihrer engen Verbindung mit den 
Werktätigen und ihrer Erfahrungen zweifellos in der 
Lage, eine den gesellschaftlichen Verhältnissen entspre­
chende Entscheidung zu treffen und die erforderliche 
Maßnahme hinsichtlich der Erziehung eines Rechtsver­
letzers festzulegen.
Durch die Entscheidung der Konfliktkommission ist die 
Geschädigte M. nicht beschwert. Die Schädigung ihrer 
Person ist durch die Konfliktkommission anerkannt 
worden, und die Beschuldigte wurde durch den Aus­
spruch einer Rüge zur Verantwortung gezogen. Im Ver­
fahren vor dem Kreisgericht hätte die Geschädigte, 
wäre sie mit dem Strafausspruch der Strafkammer nicht 
einverstanden gewesen, ebenfalls kein Rechtsmittel ge­
habt. Die Rechte der Bürger sind, soweit es die Wieder­
gutmachung des Schadens betrifft, durch die gesell­
schaftliche Kontrolle der Konfliktkommission gesichert.
Andererseits scheinen die im Einspruch der Geschädig­
ten angeführten Gründe durchaus berechtigt zu sein. Es 
ist nicht zu vertreten, daß Werktätige, die für Ordnung 
im Betrieb eintreten, in der Beratung der Konfliktkom­
mission deswegen kritisiert werden. Im Gegenteil hätte 
die Beratung herausstellen müssen, daß in unserer so­
zialistischen Demokratie jeder Werktätige das Recht 
hat, gegen Mißstände im Betrieb und im gesellschaft­
lichen Leben aufzutreten. Die Brigade und die Wirt­
schaftsfunktionäre müssen sich dabei auf die Werktäti­
gen stützen, um derartige Erscheinungen, wie das Trin­
ken von Alkohol während der Arbeitszeit, weitgehend 
zu beseitigen. Das ist aber nur in einer offensiven Dis­
kussion des Arbeitskollektivs möglich.
Es wäre auch die Pflicht des Staatsanwalts gewesen, 
dieser Seite der begünstigenden Bedingungen für die 
Straftat bei der Übergabe der Strafsache mehr Auf­

merksamkeit zu widmen und die Beratung der Kon­
fliktkommission besser vorbereiten zu helfen.
Aus diesen Umständen konnte aber die Strafkammer 
keine Konsequenzen hinsichtlich der Entscheidung der 
Konfliktkommission ableiten, weil ein Einspruch der 
Geschädigten gegen den Beschluß der Konfliktkommis­
sion nicht zulässig ist. Der Einspruch war daher als un­
zulässig zurückzuweisen.
A n m e r k u n g :
Der Beschluß des Kreisgerichts lenkt die Aufmerksam­
keit auf die m. E. unvollkommene Regelung des Ein­
spruchsrechts gegen Beschlüsse der Konfliktkommission 
in Strafsachen. Der Rechtspflegeerlaß (Zweiter Ab­
schnitt, 1, Ziff. 13) und auf seiner Grundlage Ziff. 62 der 
Richtlinie über die Wahl und die Arbeitsweise der 
Konfliktkommissionen vom 30. März 1963 (KK-Richt­
linie) gestehen ein umfassendes Einspruchsrecht nur 
dem betroffenen Werktätigen, d. h. dem Rechtsverletzer, 
zu. Demgegenüber hat im Zusammenhang mit der Be­
ratung über Strafsachen der Staatsanwalt ein Ein­
spruchsrecht nur insoweit, als die Konfliktkommission 
die Verpflichtung zur Wiedergutmachung des dem Be­
trieb oder einem Bürger zugefügten Schadens ausge­
sprochen hat. Darüber hinaus hat der Staatsanwalt nur 
das Recht der Anklage er he bung nach der Beratung, die 
an ganz bestimmte Voraussetzungen gebunden ist (vgl. 
NJ 1964 S. 347 f). Der Geschädigte hat in keinem Fall 
ein Einspruchsrecht.
Somit bietet das Gesetz keine Möglichkeit zu einer 
Überprüfung bzw. Aufhebung einer Entscheidung der 
Konfliktkommission, durch die — wie im vorliegenden 
Fall gerügt wird — der Geschädigte benachteiligt wird. 
Dabei kann unberücksichtigt bleiben, ob der Einspruch 
im vorliegenden Fall inhaltlich berechtigt war; wesent­
lich ist, daß es nach geltendem Recht keine Möglichkeit 
gibt, dies nachzuprüfen. Das ist nicht einmal dann mög­
lich. wenn gern. Ziff. 57 der KK-Richtlinie über eine 
Beleidigung auf Antrag des Beleidigten beraten worden 
ist. Dieser Zustand ist unbefriedigend und widerspricht 
den Grundsätzen, die sonst in jedem Falle bei der Aus­
einandersetzung mit Rechtsverletzungen gelten.
Das Kreisgericht konnte im vorliegenden Fall auf Grund 
der Rechtslage nicht anders entscheiden. Es spürte aber, 
daß das unbefriedigend ist. und versuchte deshalb, die 
gegenwärtige Regelung zu rechtfertigen. Die Argumen­
tation des Gerichts kann allerdings kaum überzeugen. 
Daß bei richtiger Beratung durch die Konfliktkommis­
sion ein Einspruch nicht erforderlich ist. ist unbestreit­
bar. Das gilt aber für alle Rechtsmittel, denn sie wer­
den ja gerade für den Fall geschaffen, daß das betref­
fende Rechtspflegeorgan von seinen Möglichkeiten kei­
nen richtigen Gebrauch macht und Fehler begeht 
Richtig ist auch, daß nach geltendem Recht der Ge­
schädigte im Strafprozeß in der Regel kein Rechtsmittel 
hat. Ein solches hat aber im Strafprozeß der Staats­
anwalt und im Privatklageverfahren auch der Privat­
kläger. Es gibt also immer die Möglichkeit, eine Ent­
scheidung. durch die der Angeklagte ungerechtfertigt 
begünstigt wird, zu überprüfen Die Richtlinie des 
Staatsrates über die Bildunq und Tätigkeit von Schieds­
kommissionen vom 21 August 1964 hat in Beleidigungs­
sachen auch dem Antragsteller das Recht eingeräumt, 
gegen die Entscheidung der Schiedskommission Ein­
spruch einzulegen (Ziff 34). Bei Ente-’' -Hungen der 
Konfliktkommission über geringfügige Straftaten — 
auch über Beleidigungen - ist diese Möglichkeit nach 
der gegenwärtigen Regelung ausgeschlossen.
Meines Erachtens wäre es deshalb in jedem Falle rich­
tig. wenn der Staatsanwalt — auch unter Berücksichti­
gung seiner Rolle als Hüter der Gesetzlichkeit im Straf­
verfahren — das Recht hätte, gegen gesetzwidrige Be­
schlüsse der Konfliktkommission in Strafsachen Ein-
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